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Es gilt das gesprochene Wort: 

 

Haushaltsrede 2010 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Kreisräte, 

sehr verehrte Bürgerinnen und Bürger im Landkreis S chwäbisch 

Hall, 

 

die letzte Haushaltsrede hielt ich fast genau vor e inem Jahr am 

21. Oktober 2008. Das war nur vier Wochen nach der Pleite der US-

Bank Lehman Brothers – der Beginn der weltweiten Fi nanz- und 

Wirtschaftskrise. Wir ahnten damals alle, dass schw ierige Zeiten 

auf uns zukommen werden. Das Finanzchaos, das dann ausbrach, 

haben wir uns allerdings nicht konkret vorstellen k önnen. Die Fol-

gen der Wirtschaftskrise spüren wir nun das erste M al im Kreis-

haushalt 2010. Den Steuereinbruch des Jahres 2009 w erden wir mit 

voller Wucht aber erst im Jahr 2011 zu spüren bekom men. 

 

Woody Allen, der weltbekannte Komiker und Filmregis seur, formu-

lierte einmal treffend: „Ich denke viel an die Zuku nft, weil das der 

Ort ist, an dem ich den Rest meines Lebens verbring en werde“.  

Zukunftsorientierte Entscheidungen müssen die Basis  in unserem 

politischen Denken, Bestreben und Handeln sein, nic ht nur für un-

sere eigene Zukunft, sondern vor allem für die Zuku nft unserer Kin-

der und Enkelkinder. Wie Sie alle wissen, stehen wi r vor enormen 

ökonomischen, demografischen und ökologischen Herau sforde-

rungen. Dabei sind individuelle Eigeninteressen ebe nso berechtigt 

wie das wirtschaftliche Gesamtinteresse. Beide müss en in eine Ba-
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lance kommen, von der möglichst viele profitieren. Unsere Sozialsi-

cherungssysteme müssen weiterhin in der Lage sein, Solidarität zu 

stabilisieren. Und vor allem dürfen die Kosten der Krise nicht vor-

rangig den nachfolgenden Generationen aufgebürdet w erden. Auch 

zinsgünstige Kredite müssen von unseren Kindern und  Enkelkin-

dern in den nächsten Jahren und Jahrzehnten bezahlt  werden. Und 

weil wir heute nicht wissen, unter welchen Rahmenbe dingungen 

das erfolgen wird, ist es auf jeden Fall richtig, d ie Spielräume künf-

tiger kommunaler Entscheidungsträger so groß wie mö glich zu er-

halten. 

 

Meine Damen und Herren,  

heute sind viele Fragezeichen hinsichtlich der gesa mtwirtschaftli-

chen Entwicklung im Jahr 2010 vorhanden. Fragezeich en, die es 

unmöglich machen, eine genaue Einschätzung zur Entw icklung der 

öffentlichen Haushalte zu wagen. Insbesondere die m ittelfristige Fi-

nanzplanung über das kommende Jahr hinaus steht auf  wackeligen 

Füßen. In solchen Zeiten ist es eine besonders ansp ruchsvolle Auf-

gabe, einen Haushalt aufzustellen. Ein Patentrezept  gibt es sicher 

nicht. Denkmodelle reichen von einem radikalen Spar kurs bis hin 

zu konsequent antizyklischem Verhalten. Was ist der  richtige Weg? 

Haushaltssperre und Investitionen stoppen? Wenn die  öffentliche 

Hand so reagiert hätte, wäre die Wirtschaft viel st ärker eingebro-

chen und viele Menschen, auch bei uns im Landkreis,  wären ar-

beitslos geworden. Durch die mit den Konjunkturprog rammen der 

Bundesregierung ausgelösten öffentlichen Investitio nen wurde der 

Arbeitsmarkt gestützt. Die Kommunen, auch der Landk reis, konnten 

erst für später geplante Investitionen zeitlich vor ziehen. So sind wir 

mit dem vom Kreistag erst im letzten Jahr verabschi edeten Ener-
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giespar- und Gebäudemodernisierungsprogramm  etwas schneller 

vorangekommen als ursprünglich geplant. Von den vor gesehenen 

energetischen Investitionen in Höhe von 12,78 Mio. Euro wurden im 

Haushalt 2009 und werden im Haushalt 2010 schon zur  Hälfte finan-

ziert sein. Wir dürfen auf diesem Weg jetzt nicht n achlassen, um für 

das Krisenjahr 2011 vorzusorgen. Diese Investitione n stützen weiter 

den Arbeitsmarkt und wir werden, abgesehen von den Kostenein-

sparungen, auch in Krisenzeiten unserer Verantwortu ng für den 

Klimaschutz gerecht. Das Energiespar- und Gebäudemo dernisie-

rungsprogramm ist bei uns gleichzeitig ein Bildungs programm, weil 

fast alle Investitionen in den Schulen und Sportstä tten des Land-

kreises stattfinden. Daran möchte ich nicht rütteln  und ich hoffe, 

meine Damen und Herren Kreisräte, Sie stimmen mir z u.  

 

Im Vermögenshaushalt  haben wir außerdem noch die Sanierung 

der Tiefgarage unter dem Landratsamt  in Schwäbisch Hall einge-

plant. Um diese Investition kommen wir nicht herum.  Der Beton 

wurde durch über viele Jahre eindringendes Tauwasse r chloridver-

seucht. Die tragenden Bauteile müssen deshalb sanie rt werden. 

Wie viel der Landkreis von den voraussichtlichen Ko sten in Höhe 

von etwa 4,3 Mio. Euro tragen muss, wird vor Gerich t entschieden. 

Wir konnten uns leider in mehreren Verhandlungen mi t den Stadt-

werken Schwäbisch Hall nicht einigen. In den Hausha ltsplanentwurf 

2010 haben wir zunächst einmal 800.000 Euro eingest ellt. 

 

Ein weiterer Investitionsschwerpunkt ist, wie jedes  Jahr, der Kreis-

straßenbau . Unsere 659 Kilometer Kreisstraßen sind eine Dauer -

baustelle. Wir dürfen auch in finanziell schlechter en Zeiten die Er-

haltung unserer Kreisstraßen nicht schleifen lassen . Der Nachhol-
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bedarf ist jetzt schon groß genug und die Wunschlis te der Gemein-

den nicht minder groß. 

 

Kreisstraßenbauprogramm 

Veränderung  
Haushaltsjahr Ausgaben   

Zuschüsse  und 
FAG 

Kreismittel 
zum Vorjahr 

RE 2005 2.964.888 € 3.511.200 € 0   

RE 2006 3.778.933 € 4.003.957 € 0 321.288 € 

RE 2007 9.539.099 € 7.198.202 € 2.340.897 € 2.565.921 € 

RE 2008 11.667.674 € 8.316.298 € 3.351.376 € 1.010.479 € 

2009 9.896.730 € 7.529.390 € 2.367.340 € -309.000 € * 

2010 9.885.000 € 7.439.510 € 2.445.490 € 78.150 € 

* einschl. Sonderstraßenbauprogramm 2009 

 

Für den Bau der K 2576 haben wir Mittel in den Haushalt 2010 ein-

gestellt. Das ist aber das letzte Mal. 7,3 Mio. Eur o, davon 2,8 Mio. 

Euro Kreismittel, sind die Schlussrate. Dieses Them a ist damit fi-

nanziell abgeschlossen und ab dem Haushalt 2011 wir d es dann für 

einzelne Kreisräte keinen Grund mehr geben, allein wegen der 

Westumgehung den ganzen Kreishaushalt abzulehnen. 

 

Meine Damen und Herren, 

leider reichen die knapp 6 Mio. Euro Zuführung vom Verwaltungs-

haushalt an den Vermögenshaushalt nicht aus, um all e geplanten 

Investitionen des Vermögenshaushalts zu finanzieren .  
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Zuführung zum Vermögenshaushalt
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Der Landkreis muss sich das Kapital entweder über d ie Kreisumla-

ge von den Gemeinden geben lassen oder Kredite aufn ehmen.  

 

Beim Haushalt 2009 haben wir den Haushaltsausgleich  ohne Netto-

neuverschuldung geschafft. Vorausgegangen war eine intensive 

Diskussion im Kreistag. Ich bin auch im Rückblick ü berzeugt da-

von, dass der Kreistag im letzten Jahr die richtige  Entscheidung ge-

troffen hat. Dafür bin ich auch heute noch dankbar.  Die Konsolidie-

rung der Kreisfinanzen war damals vorrangig und hat  uns etwas 

Spielraum verschafft, um im Krisenjahr 2010 den Stä dten und Ge-

meinden finanziell beistehen zu können. Die Kommune n leiden in 

diesem und mindestens noch im nächsten Jahr unter d en zum Teil 

drastischen Gewerbesteuerausfällen und dem gleichze itig stattfin-

denden Rückgang des Gemeindeanteils an der Einkomme nssteuer. 

Zudem reduzieren sich die Schlüsselzuweisungen nach  der man-

gelnden Steuerkraft. 

 

Jetzt hilft eine finanzielle Entlastung, um die kom munalen Haushal-

te ausgleichen zu können. Deshalb sollte der Landkr eis, so wün-

schenswert das auch wäre, nicht für seine Krisenjah re 2011 und 
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2012 vorsorgen, sondern sollte jetzt den Gemeinden beistehen und 

sie entlasten. Wir haben deshalb den Kreishaushalt mit einem 

Kreisumlagehebesatz von 34,5 Prozent aufgestellt, 1 ,5 Prozent-

punkte niedriger als im Haushalt 2009. Das Kreisuml ageaufkommen 

sinkt damit um rund 1,2 Mio. Euro. Bei gleich bleib endem Hebesatz 

würden im Jahr 2010 wegen der gestiegenen Steuerkra ft des Jahres 

2008 knapp 1,6 Mio. Euro mehr Kreisumlage in die Kr eiskasse flie-

ßen. Somit beträgt die Gesamtentlastung für die Kre isgemeinden 

rund 2,8 Mio. Euro. Dies ist ein Ausdruck der Solid arität des Kreises 

mit seinen Gemeinden. 

 

Gegen eine an sich wünschenswerte, noch stärkere Ab senkung der 

Kreisumlage spricht jedoch Folgendes: 

 

Wir müssten entweder die Investitionen kürzen, was ich der Sa-

che wegen – und auch aus konjunkturellen Gründen – nicht für 

richtig halte, 

 

oder 

 

wir müssten noch höhere Schulden aufnehmen. Wir fin anzieren 

die Senkung der Kreisumlage jetzt schon zu 60 Proze nt mit neu-

en Schulden. Gegen mehr spreche ich mich eindeutig aus, weil 

wir vor dem, was auf uns zukommt, die Augen nicht v erschließen 

dürfen. 

 

Denn im Jahr 2011 werden unseren Landkreis die Nach wirkungen 

der Finanz- und Wirtschaftskrise mit voller Wucht t reffen. Und zwar 

selbst dann, wenn vorher die Konjunktur wieder ange sprungen sein 
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sollte. Das würde zwar den Gemeinden helfen. Der La ndkreis würde 

aber davon erst mit zweijähriger Verzögerung profit ieren. Berech-

nungsgrundlage für die Kreisumlage im Jahr 2011 ist  die gesunke-

ne kommunale Steuerkraft des Krisenjahres 2009. Wir  werden des-

halb im Jahr 2011 voraussichtlich um eine deutliche  Anhebung des 

Kreisumlage-Hebesatzes nicht herumkommen. In unsere r Finanz-

planung steht für den Haushaltsausgleich 2011 einen  Hebesatz von 

37,8 Prozent, also eine Anhebung um über 3 Prozentp unkte. Es 

kann aber noch schlimmer kommen als die von uns in der Finanz-

planung unterstellten Steuerausfälle in Höhe von nu r 10 Prozent 

und nur 1 Prozent Ausgabensteigerung im Verwaltungs haushalt.  

Wer da noch glaubt, dass Reserven im Kreishaushalt stecken, ist 

ein sehr großer Optimist. Sie kennen alle die Progn osen für den Ar-

beitsmarkt im nächsten Jahr.  

 

Meine Damen und Herren, 

ich möchte nicht schwarz malen. Sie, die Damen und Herren Kreis-

räte, müssen aber wissen, was auf die Städte und Ge meinden und 

auf den Landkreis zukommen wird. Wir dürfen uns des halb jetzt 

nicht über die Maßen verschulden. 

 

Nun zu den Eckpunkten des Kreishaushalts 2010: 

Das Haushaltsvolumen  beträgt rund 218 Mio. Euro, davon 198 Mio. 

Euro Einnahmen und Ausgaben im Verwaltungshaushalt und 

20 Mio. Euro im Vermögenshaushalt. Im Verwaltungsha ushalt wur-

den 800.000 Euro weniger veranschlagt als im Vorjah r. Schon daran 

sehen Sie, wie eng der Haushalt dieses Jahr gestric kt wurde.  
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Die wichtigsten Einnahmen und Ausgaben im Verwaltun gs- und 

Vermögenshaushalt haben wir Ihnen als Tischvorlage zusammen-

gestellt. Das Blatt ist mit „Eckwerte des Kreishaus halts 2010“ über-

schrieben. 

 

Besonders aufmerksam mache ich auf die Personalausg aben. Die-

se steigen gegenüber 2009 nur um 152.070 Euro. Das ist gerade 

einmal eine Erhöhung von 0,36 Prozent. Dies ist mög lich, weil in 

den Budgetgesprächen vereinbart wurde, dass die ab 1. März 2010 

wirksam werdende Besoldungserhöhung von 1,2 Prozent  für die 

Beamten nicht im Haushalt veranschlagt wird. Dassel be gilt für die 

Tarifbeschäftigten. Der TVÖD läuft zum 31.12.2009 a us. Gerechnet 

werden muss mit mindestens 1,5 Prozent Tariferhöhun g in 2010. 
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Die Budgetverantwortlichen, das sind die Amtsleiter innen und 

Amtsleiter im Landratsamt, werden insgesamt 570.000  Euro Perso-

nalkosten einsparen oder ausgleichen müssen. Das ka nn bei-

spielsweise durch die vorübergehende Abordnung von Personal 

oder durch die verzögerte Wiederbesetzung von Perso nalstellen 

geschehen .  

 

Die Gesamtstellenzahl im Landratsamt addiert sich a uf 925. Das 

sind 3 Stellen weniger als letztes Jahr. Auf den er sten Blick ist das 

nicht viel. Aber seit 2005 wurden saldiert insgesam t 54 Stellen im 

Landratsamt abgebaut, obwohl Stellen im sozialen Be reich geschaf-

fen wurden. Ich erinnere in diesem Zusammenhang an die Stellen-

schaffungen in den letzten beiden Jahren für die Sc huldnerbera-

tung, für das Seniorenbüro, für den Allgemeinen Soz ialen Dienst 

und für den Fachdienst Kinderschutz, für die Hilfep lanung sowie für 

die Aufarbeitung von Altakten im Sozial- und Jugend amt. Dies war 

insgesamt ein schwieriger Prozess, der nun an die G renzen des 

Machbaren stößt. 

 

Die Einsparung von Personalkosten findet bei der Au sbildung von 

jungen Menschen ein Ende. Hier wollen wir nicht str eichen und ich 

bin sicher, Sie alle gehen da mit. Wir wollen im se lben Umfang wie 

in den Vorjahren 20 Ausbildungsplätze wiederbesetze n.  
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Entwicklung der Personalkosten
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Meine Damen und Herren Kreisräte, 

wir nehmen alle Budgetverantwortlichen im Landratsa mt mit in die 

Verantwortung. Es gibt harte Einsparvorgaben. Eine weitere Vorga-

be in den Budgetgesprächen war die Reduzierung der Sachkosten  

um 10 Prozent. Die Budgetierung  greift und die Amtsleiterinnen und 

Amtsleiter sind sich der Verantwortung für ihr Budg et zunehmend 

bewusst.  

 

Meine Damen und Herren, 

Der Landkreis erhält für die Übernahme des Personal s und die Auf-

gabenerledigung der nach der Verwaltungsreform eing egliederten 

Behörden einen Finanzausgleich vom Land. Der Abgelt ungsbetrag 

wird stufenweise jährlich vermindert, so dass bis 2 011 für das Land 

eine Einsparung um 20 Prozent erreicht wird. Diesen  Abschlag 

kann der Landkreis nur durch Personal- und Sachkost enabbau 

ausgleichen. 
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Dass wir trotz allem diese geforderte Effizienzrend ite  bis Ende 2010 

mit Minus 270.000 Euro oder Minus 0,37 Prozent ganz  knapp verfeh-

len, liegt an den Vermessungsgebühren. Diese wurden  im FAG – 

Abgeltungsbetrag viel zu hoch angesetzt. Im Landkre is Schwäbisch 

Hall fehlen deshalb bisher 2,8 Mio. Euro Einnahmen aus Vermes-

sungsgebühren, die fiktiv im Finanzausgleich angere chnet wurden. 

Tatsächlich aber konnten diese Gebühren nicht einge nommen wer-

den. Nicht genug – dazu kommt noch ein Risiko. Und hier will das 

Land uns heftig belasten. Es drohen weitere Mindere innahmen bei 

den Vermessungsgebühren in Höhe von jährlich etwa e iner halben 

Mio. Euro, wenn ein Gesetzentwurf des Landes Baden- Württemberg 

verabschiedet wird. Dieser sieht nämlich vor, dass nur noch private 

Vermessungsbüros Vermessungsaufträge abwickeln dürf en. Gegen 

diese Pläne der Landesregierung müssen wir uns mit allen Mitteln 

zur Wehr setzen.  

 

Ich bin froh, dass sich der Kreistag letztes Jahr z u einer Entschei-

dung über die Unterbringung der Landkreisverwaltung  durchringen 

konnte. Die Zentralisierung an den Standorten Crail sheim, Ilshofen 

und Schwäbisch Hall, führt zu einer jährlichen Kost enentlastung in 

Höhe von rund 200.000 Euro. Diese Entlastung können  wir dauer-

haft erreichen, weil durch das räumliche Zusammenrü cken im 

Landratsamt Mietobjekte aufgegeben und auslaufende Mietverträge 

zu wesentlich günstigeren Bedingungen langfristig v erlängert wer-

den konnten. 
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Sehr geehrte Damen und Herren Kreisräte, 

die soziale Daseinsvorsorge  für Familien, Kinder und Jugendliche, 

aber auch behinderte und betagte Menschen und nicht  zuletzt Men-

schen, die keine Arbeit haben und Hartz IV bekommen , ist der mit 

Abstand größte Bereich im Kreishaushalt. Zunehmend mehr Men-

schen benötigen differenzierte persönliche und fina nzielle Hilfen in 

vielfältigen Lebenslagen.  

Aus heutiger Sicht können wir davon ausgehen, dass wir im Sozial-

haushalt im Jahr 2009 eine finanzielle Punktlandung  hinlegen wer-

den. Ich bin froh, dass wir keine millionenschweren  Defizite haben 

werden, wie dies bei einigen anderen Landkreisen au s vielerlei 

Gründen der Fall ist. Wir profitieren bei der Entwi cklung der Ausga-

ben für Hartz IV derzeit noch von einer breit aufge stellten Wirt-

schaft, die auch in Krisenzeiten die Arbeitnehmer h ält. Die mit den 

sozialen Einrichtungen ausgehandelten moderaten Ent gelterhö-

hungen tragen zu dem erfreulichen Ergebnis bei. Dam it bin ich aber 

mit den guten Nachrichten auch schon am Ende .  

Der Zuschuss für die Soziale Sicherung  wird im nächsten Jahr über 

67,6 Mio. Euro betragen und ist damit um 6,3 Prozen t höher als die 

Einnahmen aus der Kreisumlage. 

Einnahmen + Ausgaben  Soziale Sicherung / Zuschussbedarf
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Der Anstieg beträgt über 2,5 Mio. Euro. Ob das reic hen wird, habe 

ich vor der Aufstellung des Haushaltsplans mit dem Sozialdezer-

nenten und dem Kreiskämmerer oft diskutiert. Sorge macht uns 

insbesondere die Grundsicherung für Arbeitsuchende  (Hartz IV), 

bei der der Landkreis für Unterkunft und Heizung so wie für ver-

schiedene einmalige Beihilfen aufkommt.  

 

Wir haben für das Jahr 2010 einen Zuschuss für die Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende  von 9,4 Mio. Euro angesetzt. Das ist ge-

genüber dem für dieses Jahr erwarteten Ergebnis ein e Steigerung 

um 1,5 Mio. Euro, das entspricht etwa 19 Prozent. A llerdings basiert 

diese Steigerung nicht allein auf der Annahme höher er Fallzahlen. 

Ein Loch in die Kasse reißt vielmehr auch noch die Absenkung der 

Bundesbeteiligung an den Kosten für Unterkunft und Heizung. 

Maßgeblich ist nach Ansicht des Bundes die Zahl der  Bedarfsge-

meinschaften und nicht die tatsächlichen Unterkunft skosten, die 

von den Stadt- und Landkreisen zu tragen sind. Dies e Berech-

nungsgrundlage für die Kostenbeteiligung des Bundes  an den 

Wohnkosten für Hartz IV ist deshalb völlig falsch. Dies muss von 

der neuen Bundesregierung dringend korrigiert werde n.  

Im Jahr 2010 geht daher die Bundesbeteiligung an de n Unter-

kunftskosten für den Landkreis Schwäbisch Hall von 3,5 Mio. Euro 

auf 3,2 Mio. Euro zurück. Bei gleich bleibender Quo te würden wir 

auf Grund der höheren Ausgaben rund 3,6 Mio. Euro b ekommen.  

 

Hellseherische Fähigkeiten braucht man für die Eins chätzung, wie 

sich der lokale Arbeitsmarkt entwickeln wird. Wie h och wird die 

Zahl der Arbeitslosen in unserem Landkreis im nächs ten Jahr stei-
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gen? Wieviele Entlassene benötigen sofort das Arbei tslosengeld II? 

Ich befürchte, dass auch bei uns die Arbeitslosigke it zunehmen 

wird.  

 

Wir bauen auf das Prinzip Hoffnung und haben den Ha ushaltsan-

satz auf Kante genäht. Reserven für eine Krise auf dem Arbeits-

markt stecken nicht in diesem Haushalt. Das sage ic h in aller Deut-

lichkeit. Denn über dieses Risiko müssen sich alle Kreisräte bei der 

Verabschiedung des Haushalts bewusst sein. 

 

Wir dürfen gespannt sein, was uns bei der Neuorgani sation der 

Grundsicherung für Arbeitsuchende ins Haus steht. I ch kann Ihnen 

nicht sagen, was aus der ARGE  wird. Zu viele Lösungsansätze aus 

allen Ecken der Bundes-, Landes und Kommunalpolitik  wurden 

schon erwogen und wieder verworfen. Zur Erinnerung:  Die Arbeits-

gemeinschaften sind verfassungswidrig. Die Politik weiß das seit 

Dezember 2007. Die Neuorganisation muss zum 31.12.2 010 umge-

setzt sein. Es ist allerhöchste Zeit, dass die Poli tik entscheidet. 

Sonst braucht sich später niemand zu wundern, wenn die Neuorga-

nisation nicht gleich funktioniert, weil alles unte r Zeitdruck umge-

setzt werden muss. Wir sind gespannt, was bei den K oalitionsver-

handlungen herauskommen wird.  

Meine Damen und Herren, die ARGE funktioniert bei u ns sehr gut, 

was maßgeblich an den handelnden Personen liegt. Tr otzdem bin 

ich der Überzeugung, dass die Aufgabe insgesamt bei  den Kom-

munen besser aufgehoben wäre. 
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Nun zur Eingliederungshilfe . Landesweit sind viele Einrichtungen 

auf einen neuen Tarifvertrag für ihr Personal umges tiegen. Ent-

sprechende Entgelterhöhungen waren in 2009 die unau sweichliche 

Folge. Dies führt zusammen mit steigenden Fallzahle n in diesem 

Jahr zu überplanmäßigen Ausgaben. Wenn nichts mehr dazwischen 

kommt, können diese durch Weniger-Ausgaben und Mehr -

Einnahmen in anderen Bereichen abgefangen werden. W ir müssen 

damit rechnen, dass sich die Entgelte auf Grund wei terer Tarifstei-

gerungen auch im Jahr 2010 nochmals erhöhen werden.  Und wir 

müssen uns auf weiter steigende Fallzahlen einstell en.  

Wir mussten deshalb für die Eingliederungshilfe ein en Zuschuss-

bedarf von insgesamt fast 26,8 Mio. Euro einplanen.  Das ist erneut 

eine Steigerung um knapp 1,2 Mio. Euro und entspric ht 4,5 Prozent. 

Seit dem Übergang dieser Aufgabe vom damaligen Land eswohl-

fahrtsverband auf die Landkreise beträgt der Zuwach s im Landkreis 

Schwäbisch Hall nun 5,5 Mio. Euro. Das sind 26,1 Pr ozent. Längst 

fällige strukturelle Veränderungen der Behindertenh ilfe müssen auf 

den Weg gebracht werden und eine finanzielle Beteil igung des 

Bundes ist darüber hinaus unerlässlich.  

Zuschussbedarf Eingliederungshilfe für behinderte M enschen
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25.630.000 €

20.000.000 €

22.000.000 €

24.000.000 €

26.000.000 €

28.000.000 €

RE 2005 RE 2006 RE 2007 RE 2008 2009 2010
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Der Kommunalverband für Jugend und Soziales erhebt und ver-

gleicht seit 2005 verschiedene Kennzahlen der Eingl iederungshilfe 

aus den 44 Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemb erg. Danach 

bewegen wir uns auch im Jahr 2008 mit den jährliche n Kosten pro 

Fall von 20.368 Euro knapp unter dem Landesdurchsch nitt von 

20.443 Euro. Nach wie vor haben wir aber die zweith öchsten Aus-

gaben pro Einwohner, bei uns 140 Euro, landesweit n ur 106 Euro. 

Das lässt auf eine hohe Falldichte schließen.  

Im Jahr 2010 werden wir im Rahmen einer ausführlich en Sozialbe-

richterstattung die Fallzahlenentwicklung bei den e inzelnen Maß-

nahmen transparent machen. Im Zuge der Sozialplanun g werden 

wir uns mit den Leistungserbringern an einen Tisch setzen, um 

Konzepte für die Zukunft zu entwickeln und den Beda rf hierfür ein-

zuschätzen. Ein Thema, für das die Leistungsträger bereits Interes-

se signalisiert haben, ist die Flexibilisierung des  ambulant betreu-

ten Wohnens . 

 

Das Wohnheim für geistig behinderte Senioren in Ils hofen  ist unter 

Dach und Fach. Die notwendigen Vereinbarungen mit d en Pflege-

kassen und der LWV-Eingliederungshilfe sind getroff en. Die Bele-

gung ist angelaufen und die Leistungen der Einglied erungshilfe 

sind rechtssicher vereinbart.  

Die ganze Diskussion um die neue Einrichtung in Ils hofen wäre 

nicht entstanden, wenn der Gesetzgeber endlich aner kennen wür-

de, dass auch in Behinderteneinrichtungen bei entsp rechender 

Einstufung Pflege erbracht wird, für die es die vol le Leistung der 

Pflegekasse geben muss. Diese Forderung erhebe ich auch mit 
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Blick auf die vom Landkreis erbrachten Vorleistunge n. Immerhin 

übernehmen wir für jeden behinderten Menschen, der in einer 

Werkstatt beschäftigt ist, über viele Jahre hinweg die Beiträge zur 

Sozialversicherung, also auch für die Pflegeversich erung, nach ei-

nem fiktiv hochgerechneten Einkommen. Ich appellier e an die neue 

Bundesregierung, hier unverzüglich für Klarheit zu sorgen.  

 

Meine Damen und Herren,  

Wir haben auch im Bereich der Grundsicherung im Alt er und bei 

Erwerbsminderung  steigende Fallzahlen zu verzeichnen. Bundes-

weit stieg die Zahl der Leistungsbezieher von 2005 bis 2007 um 

rund 16 Prozent. Im Landkreis Schwäbisch Hall waren  es 13,4 Pro-

zent. Hält der Trend an, werden Ende 2010 rund 1.40 0 Personen und 

damit 300 mehr als im Jahr 2005 diese Leistung erha lten. Mit ur-

sächlich ist, dass Menschen aus Hartz IV herausfall en, weil sie die 

Altersgrenze erreichen oder ihre volle Erwerbsminde rung festge-

stellt wird.  

 

Eine starke Zunahme bei der Hilfe zur Pflege  beobachten wir derzeit 

noch nicht. Viele Menschen sind noch in der Lage, d ie Pflege selbst 

zu bezahlen. Allerdings wird die demografische Entw icklung diese 

Situation in den nächsten Jahren gravierend verände rn. Die Zahl 

der Pflegebedürftigen wird bis 2030 voraussichtlich  um rund 54 

Prozent zunehmen. Der mit 45 Prozent derzeit noch r echt hohe An-

teil an häuslicher Pflege wird als Folge der Veränd erungen in den 

Familienstrukturen deutlich zurückgehen und die Ina nspruchnahme 

professioneller Einrichtungen zunehmen. Im Landkrei s Schwäbisch 
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Hall erhielten im Jahr 2005 rund 24 von 1.000 Einwo hnern Leistun-

gen der Pflegekasse für häusliche oder stationäre P flege. Schon bis 

2020 wird sich dieser Anteil voraussichtlich um 34, 6 Prozent erhö-

hen. Damit wird die Dimension der demografischen En twicklung 

deutlich.  

 

Eine große Zukunftsaufgabe sehe ich im Miteinander der Generati-

onen. Das Lokale Bündnis für Familie  hat sich dieses Thema zuei-

gen gemacht. Wichtig ist für mich an dieser Stelle,  dass die Verbin-

dung zwischen Jung und Alt durch konkrete Handlungs ansätze her-

gestellt und weiterentwickelt wird. Dann kann dies für beide Seiten 

ein großer Gewinn sein. Solche Netzwerke müssen abe r vor Ort 

entstehen und sich an den jeweiligen Bedürfnissen i n den Städten 

und Gemeinden ausrichten. 

 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

jetzt komme ich zu einem sensiblen Thema, das diffe renziert zu dis-

kutieren ist. Das sind die Zuschüsse an verschiedene Träger der 

freien Wohlfahrtspflege . Es gab bei den Haushaltsberatungen 2009 

heftige Diskussionen und im Vorfeld sogar öffentlic he Veranstal-

tungen.  

Tatsache ist, dass die finanziellen Spielräume der Kommunen im-

mer enger werden. Wir würden deshalb unserer Verant wortung 

nicht gerecht, wenn wir freiwillige Leistungen nich t immer wieder 

auf den Prüfstand stellen würden. Wir haben dabei d en Auftrag des 

Kreistags ernst genommen und unsere Hausaufgaben ge macht. 
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Was ist an Zuschüssen und Freiwilligkeitsleistungen  im Haushalts-

planentwurf 2010 wieder enthalten?  

Wir wollen zunächst den sozialpsychiatrischen Diens t weiterhin 

mitfinanzieren und zwar unverändert mit rund 62.000  Euro. Das ist 

weit mehr, als die für den Landeszuschuss erforderl iche Ko-

Finanzierung.  

Wir investieren weiterhin rund 175.000 Euro in die offenen Hilfen für 

behinderte Menschen, besser bekannt unter dem Stich wort famili-

enentlastende Dienste . Wir wissen, dass so Teilhabe am Leben in 

der Gemeinschaft verwirklicht und eine Entlastung A ngehöriger er-

reicht wird.  

Wir haben weiterhin rund 160.000 Euro für die Finan zierung der 

Fachberatungsstelle für Wohnungslose der Erlacher H öhe und den 

Tagestreff Schuppachburg  in den Haushalt eingestellt. Allerdings 

soll das Jahr 2010 dazu genutzt werden, die Aufgabe n und den 

künftigen Bedarf zusammen mit der Erlacher Höhe zu analysieren.  

Die Suchtberatung in der Justizvollzugsanstalt  bleibt erhalten. Der 

Diakonie-Verband wird diese künftig aus Eigenmittel n finanzieren. 

Dadurch erhöht sich allerdings der vom Landkreis zu  tragende Ab-

mangel bei der Suchtberatung.  

Kreisseniorenrat , Demenz-Gruppen  und ehrenamtliche Schuldner-

begleitung  werden im bisherigen Umfang weiterhin gefördert. 

Den allgemeinen Finanzierungszuschuss für Pro Famil ia in Höhe 

von 15.000 Euro haben wir in den Haushalt 2010 nich t mehr einge-

stellt. Der Verein ist hiervon unterrichtet. Im Geg enzug haben wir 
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dem Verein angeboten, ganz konkrete Leistungen einz ukaufen. 

Darüber werden wir verhandeln. 

Auch den Zuschuss von 60.000 Euro für die Mobilen D ienste  der 

Arbeiterwohlfahrt, des Arbeiter-Samariter-Bundes, d es Deutschen 

Roten Kreuzes und der Diakoniestation Blaufelden ha ben wir nicht 

mehr in den Haushalt eingestellt. Die Dienste sind hiervon unter-

richtet. Wir haben umfangreiche Erhebungen durchgef ührt und 

festgestellt, dass eine flächendeckende Versorgung vorhanden ist. 

Es kommt hinzu, dass auch andere kirchliche Sozials tationen ohne 

einen Kreiszuschuss entlegene Ortsteile abdecken. E s ist möglich, 

das Kreisgebiet so einzuteilen, dass unwirtschaftli che weite Stre-

cken vermeidbar sind. Ein Zuschuss an einige wenige  Dienste ist 

Wettbewerbsverzerrung.  

 

Meine Damen und Herren, 

nicht das sogenannte „Gießkannenprinzip“ ist sozial , sondern die 

passgenaue Hilfe für Bedürftige im Einzelfall. Wenn  also Menschen 

in unserem Landkreis die Dienste nicht bezahlen kön nten, prüfen 

wir selbstverständlich, ob Sozialhilfeleistungen in  Betracht kom-

men.  

Wir werden im Sozialbereich über 86 Mio. Euro im Ja hr 2010 ausge-

ben.  Das sind 43 Prozent der Gesamtausgaben des Verwalt ungs-

haushaltes . Das kann ich nicht einfach kurz abhandeln oder al s ge-

geben hinnehmen. Deshalb gehe ich jetzt auf die Jug endhilfe  ein. 

Leider muss ich auch hier über steigende Ausgaben b erichten. 
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Zuschussbedarf Jugendhilfe

14.136.502 €

16.564.460 €

14.829.724 € 14.660.244 € 14.917.706 €

15.843.320 €

10.000.000 €

12.000.000 €

14.000.000 €

16.000.000 €

18.000.000 €

RE 2005 RE 2006 RE 2007 RE 2008 2009 2010
 

 

Wir rechnen 2010 mit einem Zuschussbedarf von über 16,5 Mio. Eu-

ro. Das sind knapp 800.000 Euro oder 5 Prozent mehr  als der Plan-

ansatz 2009. Die Gründe dafür sind: 

• Die Zahl der jungen Mütter, die mit ihren Kindern e ine Hilfe in 

einer Mutter-Kind-Einrichtung  benötigen, nimmt nach wie vor 

zu.  

 

• Die Ausgaben für die Kindertagesbetreuung  steigen weiter 

kontinuierlich an. Dies liegt zum einen an der stei genden Zahl 

der Eltern, die auf eine Tagesbetreuung für ihre Ki nder ange-

wiesen sind, die Kosten jedoch nicht selbst bezahle n können. 

Änderungen der Bundesgesetzgebung sorgen für eine b esse-

re Bezahlung der Tagespflegepersonen und schreiben eine 

geringere Beteiligung der Eltern an den Kosten der Tagespfle-

ge vor. 

 

Trotz dieser finanziellen Mehrbelastungen wollen wi r die Kin-

dertagespflege in den nächsten Jahren weiter ausbau en. Der 
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Landkreis hat als einer von 160 Standorten in Deuts chland 

den Zuschlag für das Bundesprojekt „Aktionsprogramm  Kin-

dertagespflege“ erhalten. Die Kindertagespflege wir d damit 

neben den Tageseinrichtungen für Kinder die zweite große 

Säule für die Kinderbetreuung im Landkreis. 

 

• In der Haushaltsrede des letzten Jahres hatte ich d arauf hin-

gewiesen, dass eine zunehmende Zahl von Kindern ber eits im 

Kindergarten oder in der Schule wegen einer drohend en seeli-

schen Behinderung Eingliederungshilfe im Rahmen der  Ju-

gendhilfe  benötigen. Dieser Trend setzt sich leider fort. Di e 

Zahl der seelisch behinderten Kinder, die Jugendhil fe brau-

chen, nimmt ständig zu. Ansteigend ist auch die Zah l der Kin-

der, die in besonderen Behinderteneinrichtungen - m it den 

entsprechenden Kostenfolgen - aufgenommen werden mü s-

sen. 

 

Seit Jahren verfolgen wir in der Jugendhilfe eine k onsequente Hil-

feplanung und handeln nach dem Grundsatz „ambulant vor statio-

när“. Natürlich wird dabei immer der Wunsch und das  Wahlrecht 

der Eltern berücksichtigt. Ein Beleg dafür, dass wi r hier auf dem 

richtigen Weg sind, ist der Haushaltsansatz bei den  Hilfen zur Er-

ziehung . Dieser wurde gegenüber dem Vorjahr unverändert be las-

sen. Es ist ein Erfolg, dass wir bei den ambulanten  Hilfen zur Erzie-

hung nicht mehr mit Kostensteigerungen rechnen müss en. Dazu 

haben die konstruktiven und vertrauensvollen Verhan dlungen mit 

den freien Trägern wesentlich beigetragen. 
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Der Landkreis will auch im kommenden Jahr die Schul sozialarbeit  

zusammen mit den Städten und Gemeinden finanzieren.  Wir werden 

auf diesem Feld der Jugendhilfe in Zukunft noch meh r tun müssen. 

Leider beteiligt sich das Land nicht an der Mitfina nzierung der 

Schulsozialarbeit. Ich sage es deutlich: Angesichts  der schreckli-

chen Geschehnisse an mehreren Schulen wird das Land  seiner Mit-

verantwortung für die Schulsozialarbeit nicht gerec ht. Für dieses 

wichtige präventive Hilfsangebot an den Schulen dür fen nicht nur 

die Schulträger verantwortlich gemacht werden. Das Land regelt 

auch sonst den Schulbetrieb. Nur für die Schulsozia larbeit soll das 

nicht gelten. Das geht so nicht. Das Land muss mit ins Boot. 

 

In diesem Jahr wurden im Jugendamt zwei zusätzliche  Stellen für 

einen Fachdienst Kinderschutz  geschaffen. Hier geht es darum, je-

dem Hinweis auf eine Kindeswohlgefährdung so schnel l wie mög-

lich nachzugehen und damit sofort und unmittelbar a uf eine Gefah-

rensituation zu reagieren. In diesem Zusammenhang i st auch das 

Projekt „Kimi – Kinder im Mittelpunkt“ zu nennen. D ieses Projekt 

wird von Trägern der freien Jugendhilfe durchgeführ t und wesent-

lich vom Landkreis finanziert. Schwangeren Frauen u nd jungen 

Müttern mit ihren Kindern soll Unterstützung gegebe n werden. 

 

Meine Damen und Herren, 

mit den vielseitigen Aktivitäten und Projektförderu ngen unserer 

Landkreis Schwäbisch Hall-Stiftung  setzen wir zahlreiche positive 

Signale, um bereits vorhandene Kräfte sowohl zu bün deln als auch 

zu stärken. Diese Stiftung ist aus unserem Landkrei s nicht mehr 

wegzudenken. Stolze 44 Projekte, die alle in vorbil dlicher Weise das 
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ehrenamtliche Engagement im Landkreis unterstützen,  konnten wir 

bisher unterstützen. Wir werden darüber im kommende n Jahr wie-

der im Verwaltungs- und Finanzausschuss einen Beric ht vorlegen. 

 

Nun zu den Schulen : 

Der Landkreis hat in den letzten Jahren sehr viel G eld in die Erwei-

terung und Sanierung der beiden Berufsschulzentren in Schwä-

bisch Hall und in Crailsheim investiert. Gleichzeit ig erhielten alle 

Schulen eine fachspezifische, moderne und zukunftst rächtige Aus-

stattung in den Fachräumen. An dieser Stelle danke ich nochmals 

dem Kreistag sehr herzlich. Dieser hat alles unters tützt, was in den 

Schulen notwendig war, um unsere jungen Menschen op timal auf 

die berufliche Zukunft vorzubereiten. Das wird mir immer wieder 

von den Schulleiterinnen und Schulleitern dankbar b estätigt. Es 

wird auch anerkannt, dass alle Bemühungen der Schul en unter-

stützt werden, neue und auf die Erfordernisse der Z ukunft ausge-

richtete Schularten einzuführen sowie das Bildungsa ngebot der 

schon bestehenden Berufsschulen zu erweitern und we iter zu 

verbessern. Jüngste Beispiele sind das Berufseinsti egsjahr für 

Hauptschüler, die noch keinen Ausbildungsplatz gefu nden haben 

und das  Sozialwissenschaftliche Gymnasium an der Eugen-

Grimminger-Schule in Crailsheim.  

Die Schulleitungen prüfen derzeit die Empfehlungen des Experten-

kreises, der nach dem Amoklauf in Winnenden von der  Landesre-

gierung eingesetzt wurde. Wir werden uns dann gemei nsam zu-

sammensetzen um festzulegen, welche Maßnahmen an un seren 

Schulen umgesetzt werden sollen. In einer ersten Ei nschätzung bin 

ich mit den Schulleitungen einig: Wir wollen unsere  Schulen nicht 
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zu Festungen ausbauen. Wichtig ist die Beobachtung,  Aufmerk-

samkeit und Früherkennung an den Schulen, die sogen annte „Kul-

tur des Hinschauens“. Auf dringenden Wunsch der Sch ulleiterin 

und der Schulleiter soll deshalb im Berufsschulzent rum Crailsheim 

die Jugendberufshilfe um eine zweite Personalstelle  aufgestockt 

werden. Das Kolping-Bildungswerk hat dazu eine Proj ektförderung 

aus dem Europäischen Sozialfonds beantragt. Die kom munale Ko-

Finanzierung aus dem Kreishaushalt beträgt 20.000 E uro. Den drei 

beruflichen Schulen war das Projekt so wichtig, das s sie sich zur 

hälftigen Beteiligung aus dem Schuletat bereit erkl ärt haben. Das 

unterstreicht die Dringlichkeit und Bedeutung der J ugendberufshil-

fe und ist gleichzeitig ein schönes Beispiel, wie d ie Schulleiter die 

mit der Budgetierung verbundene finanzielle Mitvera ntwortung an-

nehmen.  

Gerne, meine Damen und Herren, würde ich Ihnen zur Werkreal-

schule heute Genaueres sagen. Wir wissen aber leide r auch nicht 

viel mehr als in der Zeitung steht. Die Werkrealsch üler sollen künf-

tig in der 10. Klasse zwei Tage in den Berufsschule n unterrichtet 

werden. Die ersten Schüler kommen im Jahr 2012. Bis  dahin soll 

geklärt werden, wie viele Schüler das sein werden u nd welche 

Fachklassen gebildet werden müssen, welchen Anteil an den Sach-

kostenbeiträgen der Landkreis erhält und wie die Sc hülerbeförde-

rung organisiert und finanziert werden kann. Dieses  Thema, meine 

Damen und Herren Kreisräte, wird Sie in nächster Ze it im Kreistag 

noch mehrmals beschäftigen und ich fürchte, viel Fr eude wird es 

Ihnen nicht bereiten. 
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Mit dem Kreisverkehr haben wir einen gut funktionie renden Ver-

kehrsverbund für Bus und Bahn im Landkreis Schwäbis ch Hall ge-

schaffen. Die Zusammenarbeit zwischen den Busuntern ehmen, der 

DB Regio und dem Landkreis wird von allen Beteiligt en gelobt.  

 

Ein Ärgernis ist und bleibt der Schienenpersonennah verkehr der 

Bahn. Nach vielen Jahren konnte endlich erreicht we rden, dass das 

Nadelöhr Bahnhof Fornsbach zweigleisig ausgebaut wi rd und damit 

die Fahrzeiten von und nach Stuttgart verkürzt werd en können.  

Ich hätte es mir früher als erst 2012 gewünscht, ab er immerhin der 

Ausbau kommt. Die Fahrzeiten reduzieren sich dadurc h spürbar. 

Das Ziel - 60 Minuten Fahrzeit zwischen Stuttgart u nd Hessental - 

wird aber immer noch nicht erreicht. 

 

Keine positiven Signale gibt es für die längst über fällige Moderni-

sierung der Bahnhöfe und für das Zugmaterial auf de r Murrbahn. 

Was die Bahn ihrer Kundschaft zumutet, ist unglaubl ich und passt 

überhaupt nicht zu dem modernen Unternehmen, das wi r aus der 

Werbung kennen. Ich danke unseren Herren Landtagsab geordneten 

und dem Landkreis Ansbach, dass wir gemeinsam immer  wieder 

auf diese nicht länger hinnehmbare Unterversorgung hinweisen. 

Steter Tropfen höhlt den Stein. Hier haben wir es l eider mit einem 

ganz harten Felsbrocken zu tun. 

 

Optimistischer bin ich bei der Tauberbahn. Das Mobi litätsgutachten 

für das nordöstliche Kreisgebiet ist in Arbeit. Die  Aufnahme in das 

Modellprojekt EULE ist eine Chance. Für die Umsetzu ng innovativer 

Ideen winken Fördermittel von Land und EU. Es wird sich aber auch 

die Frage der Ko-Finanzierung stellen. Im Kreishaus halt wurden da-
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für noch keine Mittel eingestellt. Der Landkreis un d die Gemeinden 

bleiben aber in einem Boot. Alle Maßnahmen sollen w ie bisher im 

gemeinsamen Arbeitskreis abgestimmt werden. Im Krei stag werden 

wir uns mit dem Thema voraussichtlich in der zweite n Jahreshälfte 

2010 beschäftigen können. 

 

Froh, meine Damen und Herren, bin ich, dass der Mül l nicht mehr 

das große Thema in der Öffentlichkeit ist. Das Iden t-System hat 

sich nach Anlaufschwierigkeiten bewährt und ermögli cht dem 

Kreistag, heute eine Gebührensenkung beschließen zu  können. Das 

ist wirklich eine erfreuliche Nachricht. 

 

Die Weiterentwicklung des Abfallwirtschaftskonzepte s wird eine 

Schwerpunktaufgabe in dieser Legislaturperiode des Kreistags 

sein. 

 

Meine Damen und Herren, 

die Finanz- und Wirtschaftskrise hat die globalisie rte Welt zurück-

geworfen. Die Zukunft ist ungewisser als noch vor z wei Jahren, als 

die Konjunktur brummte und die Steuern sprudelten. Diese 

schlechter gewordenen Rahmenbedingungen müssen wir so hin-

nehmen. Wir sind aber in unserem Landkreis gut aufg estellt, um die 

Zukunftsaufgaben gemeinsam zu meistern: 

 

• Wir sitzen noch nicht in der Schuldenfalle . Die Netto-Schuld-

Aufnahme in Höhe von rund 1,7 Mio. Euro halte ich a ufgrund 

der Zukunftsinvestitionen in den Schulen, Sportstät ten und für 

den Straßenbau für vertretbar. Mit 242 Euro Schulde n pro 

Kreiseinwohner tragen wir einen noch überschaubaren  Teil 
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zur Staatsverschuldung bei. Die Pro-Kopf-Verschuldu ng des 

Bundes, der Länder und aller Kommunen in Deutschlan d be-

trägt aktuell rund 20.000 Euro und steigt und steig t. Das muss 

uns große Sorgen machen. Wir müssen uns immer wiede r 

bewusst machen, dass jeder Euro Schulden eine Belas tung 

für die nächsten Generationen ist und wir uns mit d em Schul-

dendienst den Spielraum für die künftigen Haushalte  verrin-

gern. Deshalb muss der Schuldenabbau wieder Vorrang  ha-

ben, sobald uns die Konjunktur und die Steuereinnah men das 

wieder möglich machen. 
 

Schulden und Innere Darlehen

41.672.441 €

45.873.999 €

37.926.158 €
38.805.708 €

44.636.487 € 44.148.380 €

36.000.000 €

38.000.000 €

40.000.000 €

42.000.000 €

44.000.000 €

46.000.000 €

RE 2005 RE 2006 RE 2007 RE 2008 2009 2010
 

 
 

• Ein ganz großes Problem waren in den vergangenen Ja hren 

unsere Krankenhäuser . In den letzten fünf Jahren mussten wir 

über 12 Mio. Euro Verluste der Krankenhäuser ausgle ichen. 

Diese Belastung für den Kreishaushalt ist nun wegge fallen. 

Die Gesundheitsholding schreibt schwarze Zahlen und  tut al-

les, damit das so bleibt. 
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Wie Sie alle wissen, sind die Rahmenbedingungen für  die 

Krankenhäuser aufgrund der Gesundheitspolitik und a ufgrund 

allgemeiner Kostenentwicklungen äußerst schwierig. Wir ha-

ben uns intensiv mit Lösungen beschäftigt und gemei nsam 

mit unserem Partner DIAK das Maximale erreicht, was  realis-

tisch machbar war. Und jetzt gilt es, auf diesem We g die vor 

uns liegenden Herausforderungen zu meistern und den  Blick 

nach vorne zu richten, um gemeinsam mit dem DIAK un sere 

Krankenhäuser  bestmöglich und an den Bedürfnissen der Pa-

tienten orientiert, weiter zu entwickeln. 

 

Wir werden Ihnen im nächsten Jahr im Kreistag die B aupla-

nungen für das Kreiskrankenhaus Crailsheim vorlegen . Die 

bauliche Entwicklung der Krankenhausstandorte Crail sheim 

und Schwäbisch Hall ist für mich das Zukunftsthema.  

 

• Die langfristige Entwicklung unseres Wirtschaftssta ndortes 

zeigt, dass wir nicht nur enorm aufgeholt haben, so ndern un-

sere jungen und familiengeführten Unternehmen auch sehr 

stabil sind. Das beweist mit aktuell 4,7 Prozent de r zweite Platz 

im Ranking der Arbeitsagenturen in Baden-Württember g und 

Platz 19 in Deutschland.  

 

• Mit der Einweihung der Außenstelle der Hochschule H eilbronn 

in Schwäbisch Hall wird im Hinblick auf die demogra fische 

Entwicklung der Abwanderung junger und leistungsber eiter 

Menschen aus diesem Landkreis vorgebeugt. Wir brauc hen 

einen gut ausgebauten Hochschulstandort im Landkrei s, um 

unsere Betriebe mit qualifiziertem Nachwuchs zu ver sorgen. 
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Jetzt wurde Realität, wofür die Stadt Schwäbisch Ha ll und 

Landkreis sowie zahlreiche Unternehmen lange gekämp ft und 

erhebliche finanzielle Mittel zur Verfügung gestell t haben. Ich 

danke nochmals dem Kreistag, dass er eine Beteiligu ng des 

Landkreises am Campus Schwäbisch Hall mit insgesamt  

1,5 Mio. Euro beschlossen hat. 

 

• Noch etwas stimmt mich sehr zuversichtlich. Wir hab en uns 

die Schönheit unserer Landschaft erhalten. Die hohe  Lebens-

qualität in unserem Landkreis ist ein charakteristi scher Faktor 

und ein großer Standortvorteil. Viele haben es zu e inem 

Wohlstand gebracht, von dem in der jetzt angebroche nen 

schwereren Zeit gezehrt werden kann. Wir haben desh alb kei-

nen Grund zum Jammern, sondern können stolz auf all es sein, 

was bisher in unseren Gemeinden, im Landkreis und v on allen 

hier lebenden und arbeitenden Menschen erreicht wur de. Mit 

dieser Einstellung werden wir die Folgen und Belast ungen der 

Finanz- und Wirtschaftskrise meistern und im Rankin g der 

Regionen weiter zulegen.  

 

 Henry Ford sagte einmal: „Es hängt von dir selbst ab, ob du 

das neue Jahr als Bremse oder als Motor nutzen will st“. In die-

sem Sinne sollten wir alle mit Zuversicht die vor u ns liegenden 

Aufgaben als Herausforderungen und Chancen begreife n und 

sie nutzen, um gemeinsam die positive Weiterentwick lung in 

unserem schönen Landkreis aktiv zu gestalten. 
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Meine Damen und Herren,  

ich spreche den 1.300 Mitarbeiterinnen und Mitarbei tern im Land-

ratsamt, in unseren Schulen, in den Straßenmeistere ien und 

Schlachthöfen, beim Forst und auf den Wertstoffhöfe n, meine An-

erkennung und meinen Dank für die gute Arbeit und d as angeneh-

me Miteinander aus. Besonderer Dank gebührt dem Per sonalrat, mit 

dem ich immer vertrauensvoll und gut zusammenarbeit e. Ich be-

danke mich auch bei den Beschäftigten unserer Krank enhäuser, die 

jetzt in der Gesundheitsholding unter einem Dach mi t dem DIAK zu-

sammenarbeiten. In Zeiten wie diesen sind wir immer  wieder zu 

Veränderungen gezwungen. Ich bin froh, dass unsere Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter die Notwendigkeit von Veränderu ngsprozessen 

erkennen und wir immer wieder gemeinsame Lösungen u nd Wege 

zusammen mit den Personalvertretungen finden.  

Ich danke auch Ihnen, den Mitgliedern dieses Kreist ags, der als 

Hauptorgan diesen schönen Landkreis lenkt und führt . Ein nicht nur 

ausgeglichener , sondern auch ausgewogener Kreishaushalt ist ein 

gutes Zeichen unserer vertrauensvollen Zusammenarbe it im Gre-

mium und einer guten Partnerschaft mit unseren Geme inden. Das 

bewährt sich immer wieder, und ganz besonders in sc hwierigen 

Zeiten. 

Mir ist bewusst, dass die Aufmerksamkeit bei einer langen Haus-

haltsrede nachlässt und es schwierig ist, die viele n Zahlen sofort zu 

erfassen und zu bewerten. Deshalb wird Ihnen Herr S chmidt im An-

schluss noch einige Eckdaten des Haushalts und dere n Entwick-

lung mit dem Ranking im Regierungsbezirk aufzeigen.   
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Abschließend danke ich allen, die beim Ausarbeiten dieses umfang-

reichen Haushaltsplanes mitgearbeitet haben:  

Dem Finanzdezernenten, Herrn Schmidt, und seiner re chten Hand 

in der Kreiskämmerei, Herrn Kauk, den Dezernenten, Amtsleiterin-

nen und Amtsleitern sowie allen anderen an der Erst ellung des 

Haushaltsplans beteiligten Mitarbeiterinnen und Mit arbeitern. 

 

Ich wünsche uns allen gute und konstruktive Haushal tsplanbera-

tungen und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 


